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Der Gesetzgeber gibt zwar den niederge-
lassenen Ärzten den Vorrang bei dem 
Schließen von Verträgen zur Vergütung 
der Impfleistungen, jedoch ist die Ver-
tragsgestaltung prinzipiell auch für an-
dere Arztgruppen geöffnet. So bestehen 
Verträge der GKV mit dem Verband 
Deutscher Betriebs- und Werksärzte e. V.

Darüber hinaus sei auf die Initiative zur 
Steigerung der Impfbereitschaft in Schles-
wig-Holstein – Impfschutz bei Erwachse-
nen in der Arbeitswelt im Jahr 2003 hin-
gewiesen. Diese Impfkampagne hatte den 
Impfschutz von Erwachsenen in der Ar-
beitswelt in den Mittelpunkt gestellt. In 
den routinemäßigen arbeitsmedizini-
schen Vorsorgeuntersuchungen wurden 
sowohl der Impfschutz gegen Diphtherie, 
Tetanus, Polio, Masern, Mumps, Röteln, 
Hepatitis A und Hepatitis B nach Vorlage 
des Impfpasses als auch die Impfungen 
vor Ort als aktive Leistung dokumentiert. 
Diese Kampagne hatte einen mehrfachen 
Nutzen. So gab es erstmals Erkenntnisse 
zum Impfstatus der arbeitenden Bevölke-
rung in diesem Bundesland. Die Akzep-
tanz der Impfung bei den Teilnehmern 
wurde durch die Beratungsgespräche er-
höht und wirkte sich auch auf Familien-
angehörige aus. Betriebsärzte konnten 
gezielt wichtige Lücken in der Impfprä-
vention schließen. Es wäre sehr gut, wenn 
weitere Initiativen folgen würden.

Der Vorstand der Bundesärztekammer 
beschloss im Mai 2008 mehrheitlich, dass 
es sich bei der Impfleistung um eine Tä-
tigkeit handelt, die im Rahmen der ärztli-
chen Ausbildung, d. h. im Studium, er-
lernt wird. Es wird festgestellt, dass das 
Impfen keine fachärztliche Tätigkeit ist, 
die im Rahmen der ärztlichen Weiterbil-
dung erlernt wird. Damit kommt man 
dem Ziel, die Durchimpfungsrate in 
Deutschland deutlich zu erhöhen, näher. 
Dies bedeutet auch für Arbeitsmediziner 
und Betriebsmediziner, dass sich hiermit 
ihre Impfkompetenz erweitert, auch wenn 
rechtlich noch nicht alles ausgelotet ist im 
Hinblick auf die Einhaltung der Gebiets-
grenzen. Ich sehe diese Entwicklung als 
Chance für Betriebsärzte an, den Präven-
tionsgedanken im Betrieb noch nachhal-
tiger leben zu können.
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Ob und wie Betriebsärztinnen und -ärzte 
welche Impfungen durchführen dürfen, 
kann aus juristischer sowie medizini-
scher berufspolitischer Sicht beurteilt 
werden. Zunächst die juristische Sicht. 

Juristische Sicht  
zur Impfkompetenz

Die betriebsärztliche Tätigkeit hat in 
zurückliegenden Jahrzehnten einen er-
heblichen Wandel erfahren, der insbe-
sondere durch die sich verändernden 
Produktions- und Arbeitsbedingungen 
begründet ist. Diese Entwicklung spie-
gelt das Gesetz über Betriebsärzte, Si-
cherheitsingenieure und andere Fach-
kräfte für Arbeitssicherheit (ASiG) nur 
bedingt wider. 
Arbeitgeber haben nach Maßgabe des 
ASiG Betriebsärzte und Fachkräfte für 
Arbeitssicherheit zu bestellen (vgl. §§ 1 
und 2 ASiG). Aufgaben der Betriebsärz-
tinnen und Betriebsärzte sind, den Ar-
beitgeber beim Arbeitsschutz und bei 
der Unfallverhütung in Fragen des Ge-
sundheitsschutzes zu unterstützen, sie 

haben die Arbeitnehmer zu untersu-
chen, arbeitsmedizinisch zu beurteilen 
und zu beraten sowie Untersuchungser-
gebnisse zu erfassen und auszuwerten, 
Gefährdungsanalyse, Maßnahmen tref-
fen, Verhaltens- und Verhältnispräven-
tion durchzuführen. Diese Auflistung 
ist nicht abschließend, ein Betriebsarzt 
ist nicht zwingend auf diese Aufgaben 
beschränkt. 
Wenn Betriebsärzte in Absprache mit 
dem Arbeitgeber weitere Aufgaben über-
nehmen sollen, dann ist stets zu klären, 
ob dies mit weiterbildungsrechtlichen 
Bestimmungen zu vereinbaren ist. Denn 
die Heilberufe- und Kammergesetze se-
hen unter anderem vor, dass Ärzte mit 
einer Gebietsbezeichnung grundsätzlich 
nur in diesem Gebiet tätig werden dürfen 
(vgl. z. B. § 41 Heilberufsgesetz NRW).
Eine ausdrückliche Bestimmung über 
Schutzimpfungen findet sich im Ar-
beitssicherheitsgesetz (ASiG) nicht. Da-
raus darf aber nicht gefolgert werden, 
dass Betriebsärzte keine Schutzimpfun-
gen durchführen dürfen. Denn nach 
diesem Gesetz obliegt dem Betriebsarzt 
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– von einer Notfallbehandlung abgese-
hen – kein behandelnder, sondern ein 
vorbeugender und beratender Dienst. 
Gerade Schutzimpfungen sind aber eine 
effektive Maßnahme der Prävention. 
Zudem regelt das ASiG nur die wesent-
lichen Aufgaben der Betriebsärzte. Auch 
ist dieses Gesetz keine Berufsausübungs-
regelung in dem Sinne, dass ein Be-
triebsarzt andere Tätigkeiten, die mit 
seinen eigentlichen Aufgaben vereinbart 
sind, verboten wären. Unstreitig dürfen 
Betriebsärzte im Rahmen der spezifi-
schen Arbeitsmedizin und Vorsorge 
nach der Biostoffverordnung impfen 
(vgl. z. B. §§ 15 und 15a BioStoffV).

Gemäß § 2 Abs. 2 (Muster-)Weiterbil-
dungsordnung (MWBO) wird ein Ge-
biet als definierter Teil in einer Fach-
richtung der Medizin beschrieben. Diese 
Gebietsdefinition bestimmt die Grenzen 
für die Ausübung der fachärztlichen 
 Tätigkeit des Arbeitsmediziners. 
Die (Muster-)Weiterbildungsordnung 
regelt den Weiterbildungsinhalt. Da-
nach erwirbt der Facharzt für Arbeits-
medizin u. a. Kenntnisse, Erfahrungen 
und Fertigkeiten in der „Gesundheits-
beratung einschließlich Impfungen“. 
Dabei wird nicht zwischen Schutzimp-
fungen und speziellen Impfungen, die 
einen Bezug zu den Arbeitsbedingun-
gen haben, differenziert.
Mit Blick auf die wesentlichen Aufgaben 
des Betriebsarztes nach dem ASiG und 
die oben zitierte Gebietsdefinition sollte 
diese Regelung dahingehend ausgelegt 
werden, dass ein Betriebsarzt primär 
solche Impfungen durchführen darf, die 
in Verbindung mit dem beruflichen 
Umfeld der Arbeitnehmer und dem da-
durch bedingten erhöhten Infektions-
risiko stehen. Dies bedeutet, dass ein 
Betriebsarzt bei entsprechender Gefah-
renlage auch Impfungen der Arbeitneh-
mer in dem von ihm zu betreuenden 
Betrieb durchführen darf. Als zu weitge-
hend wird es beispielsweise angesehen, 
wenn der Betriebsarzt in einem beliebi-
gen Unternehmen sämtliche Mitarbeiter 
gegen FSME (Frühsommer-Meningo-

Enzephalitis) impft, ohne dass ein ent-
sprechendes beruflich bedingtes Risiko 
besteht. 
Voraussetzung für den Erwerb der Be-
zeichnung „Betriebsmedizin“ ist eine 
Facharztanerkennung in einem Gebiet 
der unmittelbaren Patientenversor-
gung. 

Die Förderung der Gesundheit und Leis-
tungsfähigkeit der arbeitenden Menschen 
schließt die Durchführung von Schutz-
impfungen – unter den vorgenannten 
Prämissen – ein. Diese Interpretation 
wird durch den definierten Weiterbil-
dungsinhalt unterstützt, indem Kennt-
nisse, Erfahrungen und Fertigkeiten in 
der Gesundheitsberatung einschließlich 
Impfungen erworben werden. Dabei ist 
zu beachten, dass die Zusatzweiterbil-
dung „Betriebsmedizin“ eine Facharztan-
erkennung in einem Gebiet der unmittel-

Definition: 
Das Gebiet „Arbeitsmedizin“ umfasst 
als präventivmedizinisches Fach die 
Wechselbeziehung zwischen Arbeit 
und Beruf einerseits sowie Gesundheit 
und Krankheit andererseits, die Förde-
rung der Gesundheit und Leistungsfä-
higkeit des arbeitenden Menschen, die 
Vorbeugung, Erkennung, Behandlung, 
Begutachtung arbeits- und umweltbe-
dingter Erkrankungen und Berufs-
krankheiten, die Verhütung arbeitsbe-
dingter Gesundheitsgefährdungen 
einschließlich individueller und be-
trieblicher Gesundheitsberatung, die 
Vermeidung von Erschwernissen und 
berufsfördernde Rehabilitation.

Definition: 
Die Zusatz-Weiterbildung umfasst in 
Ergänzung dieser Facharztkompetenz 
die Wechselbeziehung zwischen Arbeit 
und Beruf einerseits sowie Gesundheit 
und Krankheit andererseits, die Förde-
rung der Gesundheit und Leistungsfä-
higkeit des arbeitenden Menschen, die 
Vorbeugung, Erkennung und Begut-
achtung arbeits- und umweltbedingter 
Krankheiten und Berufskrankheiten.
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baren Patientenversorgung voraussetzt; 
z. B. Innere Medizin und Allgemeinme-
dizin, Augenheilkunde. 
Es könnten unterschiedliche Gebiete 
der unmittelbaren Patientenversorgung 
sein, weshalb es wesentlich erscheint, 
auf § 2 Abs. 4 MWBO zu verweisen, 
wonach durch Zusatz-Weiterbildungen 
die Gebietsgrenzen für fachliche Tätig-
keiten nicht erweitert werden. Daher 
darf im Einzelfall nicht jeder Betriebs-
arzt mit der Zusatzbezeichnung „Be-
triebsmedizin“ Schutzimpfungen durch-
führen, vielmehr muss diese Tätigkeit 
auch von der Gebietsdefinition um- 
fasst sein. Nach der MWBO von 1992 
durfte eine Zusatzbezeichnung nach  
§ 2 Abs. 2 i. V. m. § 7 Abs. 2 MWBO zu-
sammen mit der Berufsbezeichnung 
„Arzt“ geführt werden. Dies bedeutet, 
dass hier keine Gebietsgrenzen zu 
 beachten sind.
Auf Grundlage dieser Sicht darf der 
Facharzt für Arbeitsmedizin Impfungen 
je nach Branche durchführen, z. B. ge-
gen Hepatitis B bei Beschäftigten im 
Gesundheitswesen. Der Arzt mit der 
Zusatzbezeichnung „Betriebsmedizin“ 
braucht sich nicht an Gebietsgrenzen 
halten, wenn er seine arbeitsmedizini-
sche Fachkunde gemäß der Weiterbil-
dungsordnung von 1992 erhalten hat. 
Derjenige, der seine Zusatz-Weiterbil-
dung „Betriebsmedizin“ nach der 
(Muster-)Weiterbildungsordnung von 
2003 erhalten hat, muss sich an die 
 Gebietsgrenzen halten.

Medizinische und berufspolitische 
Sicht zur Impfkompetenz

Die soeben erläuterte juristische Sicht 
auf die Impfkompetenz wurde Anfang 
des Jahres 2008 vom Vorstand der  
Bundesärztekammer wesentlich modi-
fiziert.
Auf die seit Jahren anhaltende Diskus-
sion darüber, welche Facharztgruppe in 
welchem Rahmen impfen darf, hat der 
Vorstand der Bundesärztekammer 
(BÄK) in seiner Sitzung am 28. 03. 2008 
reagiert, wonach die Bundesbürger 
„Impfmuffel“ seien und die Ärzteschaft 
sich stärker für einen Impfschutz der 

Bevölkerung einsetzen sollte. Dies ge-
schah vor dem Hintergrund, dass durch 
das GKV-Wettbewerbsstärkungsgesetz 
Schutzimpfungen seit April 2007 
Pflichtleistungen der Gesetzlichen 
Krankenversicherung sind. 
Voraussetzung dafür ist eine Empfeh-
lung der jeweiligen Impfung durch die 
Ständige Impfkommission beim RKI 
(STIKO). Auf dieser Basis hat der Ge-
meinsame Bundessausschuss im Juni 
2007 erstmals Einzelheiten zur Leis-
tungspflicht der Krankenkassen bei 
Schutzimpfungen festgelegt. Seine 
Schutzimpfungs-Richtlinie hat Diskus-
sionen darüber ausgelöst, welche Arzt-
gruppen bestimmte Impfungen vorneh-
men dürfen. 
Der Vorstand der Bundesärztekammer 
beschloss mehrheitlich, dass es sich bei 
der umfassenden Impfleistung um eine 
Tätigkeit handelt, die im Rahmen der 
ärztlichen Ausbildung erlernt wird. Sie 
sei, heißt es, „keine fachärztliche Tätig-
keit, die im Rahmen der ärztlichen Wei-
terbildung erlernt wird“. Dennoch will 
die Bundesärztekammer erneut an das 
Bundesgesundheitsministerium mit der 
Bitte herantreten, die Approbationsord-
nung zu ändern. Ins Studium soll ein 
obligater Impfkurs aufgenommen wer-
den, um die Qualität der Ausbildung in 
diesem Bereich zu verbessern und Ärz-
tinnen und Ärzte die Bedeutung des 
Impfens bereits während des Studiums 
zu verdeutlichen. 

Fortbildende Impfkurse für weitergebil-
dete Ärztinnen und Ärzte haben keinen 
verpflichtenden Charakter, sondern ha-
ben die Aufgabe, neue Erkenntnisse, 
Fertigkeiten und Fähigkeiten im Impfen 
zu erwerben oder diese aufzufrischen. 
Dabei nimmt der Vorstand der Bundes-
ärztekammer keinen Bezug auf die An-
rechenbarkeit der ärztlichen Impfleis-
tung. Bestehende gesetzliche Regelungen, 
z. B. zur Zulassung von Gelbfieberimpf-
stellen, bleiben unberührt und sind zu 
beachten. 
Dieser Beschluss hat bewirkt, dass das 
Impfen aus den Weiterbildungsinhalten 
der aktuellen (Muster-)Weiterbildungs-
ordnung herausgenommen wurde, da 
die Ärztinnen und Ärzte mit der Ap-
probation die Qualifikation zum Imp-
fen erfüllen (18. 05. 2008). Mit diesem 
Beschluss hat sich für alle Ärztinnen 
und Ärzte und damit auch für Betriebs-
ärztinnen und Betriebsärzte die Mög-
lichkeit umfassend impfen zu können, 
erheblich erweitert. Jedoch sind noch 
Fragen zur Aufhebung der Gebietsgren-
zen zu beantworten. Es ist noch nicht 
klar umrissen, inwieweit die Gebiets-
grenzen bei der Art der Impfung noch 
beschränkend sein können. Hier müs-
sen weitere Beratungen folgen. ■

Dr. med. Annegret E. Schoeller
FA für Arbeitsmedizin und Umweltmedizin
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